
PRIMBACK 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
SIEGBERT ALBER 

vom 18. Januar 2001 1 

I — Einleitung 

1. In diesem Vorlageverfahren ersucht das 
House of Lords den Gerichtshof um die 
Auslegung der Sechsten Richtlinie 77/388/ 
EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — 
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: ein­
heitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage 2 (im Folgenden: Sechste Richt­
linie) im Hinblick auf eine Form des kre­
ditfinanzierten Warenkaufs. Primback Ltd 
bot ihren Kunden beim Kauf von Möbeln 
die Finanzierung durch einen zinslosen 
Kredit an. Die Ware war mit dem Preis 
ausgezeichnet, den der Käufer in Raten zu 
zahlen hatte, wobei der Kredit nicht eigens 
ausgewiesen wurde. Der Kredit selber 
wurde von einem Drittunternehmen be­
reitgestellt. Primback Ltd erhielt von die­
sem dritten Unternehmen nur einen um die 
Kreditkosten — im Beispielsfall 18 % — 
geminderten Betrag. Strittig ist, ob Prim­
back Ltd Mehrwertsteuer auf den vollen 
ausgezeichneten Preis der Ware oder nur 
auf den Betrag abführen muss, den sie tat­
sächlich erhalten hat. 

I I — Das einschlägige Gemeinschaftsrecht 

2. Die einschlägigen Vorschriften der 
Sechsten Richtlinie lauten: 

„Artikel 11 

A. Im Inland 

(1) Die Besteuerungsgrundlage ist: 

a) bei Lieferungen von Gegenständen und 
Dienstleistungen, die nicht unter den 
Buchstaben b), c) und d) genannt sind, 
alles, was den Wert der Gegenleistung 
bildet, die der Lieferer oder Dienst­
leistende für diese Umsätze vom Ab­
nehmer oder Dienstleistungsempfänger 
oder von einem Dritten erhält oder er­
halten soll, einschließlich der un­
mittelbar mit dem Preis dieser Umsätze 
zusammenhängenden Subventionen; 

1 — Originalsprache: Deutsch. 
2 — ABl. L 145, S. 1, zuletzt geändert durch die Richtlinie 

2000/65/EG des Rates vom 17. Oktober 2000 zur Ände­
rung der Richtlinie 77/388/EWG bezüglich der Bestimmung 
des Mehrwertsteuerschuldners, ABl. L 269, S. 44. 
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b) - d ) [ . . . ] 

(2) [...] 

(3) In die Besteuerungsgrundlage sind 
nicht einzubeziehen: 

a) die Preisnachlässe durch Skonto für 
Vorauszahlungen; 

b) die Rabatte und Rückvergütungen auf 
den Preis, die dem Abnehmer oder 
Dienstleistungsempfänger eingeräumt 
werden und die er zu dem Zeitpunkt 
erhält, zu dem der Umsatz bewirkt 
wird; 

c) [...] 

[...] 

Artikel 13 

Steuerbefreiungen im Inland 

A. [...] 

B. Sonstige Steuerbefreiungen 

Unbeschadet sonstiger Gemeinschaftsvor-
schriften befreien die Mitgliedstaaten unter 
den Bedingungen, die sie zur Gewähr­
leistung einer korrekten und einfachen 
Anwendung der nachstehenden Be­
freiungen sowie zur Verhütung von Steuer­
hinterziehungen, Steuerumgehungen und 
etwaigen Missbräuchen festsetzen, von der 
Steuer: 

a) - c ) [ . . . ] 

d) die folgenden Umsätze: 

1. die Gewährung und Vermittlung 
von Krediten und die Verwaltung 
von Krediten durch die Kredit­
geber, 

2. - 6. [...]" 

I I I — Sachverhalt 

3. Primback Ltd ist ein Einzelhändler. Sie 
bietet Möbel zum Verkauf an, die über ei-
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nen zinslosen Kredit finanziert werden sol­
len. Einem Kunden, der Waren mit Hilfe 
eines zinslosen Kredits kauft, wird von 
Primback Ltd eine Verkaufsrechnung für 
die Waren ausgestellt. Die Verkaufsrech­
nung weist den veröffentlichten Preis der 
Waren aus. Da Primback Ltd ein Einzel­
handelsgeschäft betreibt, ist nach eng­
lischem Recht eine Mehrwertsteuerrech­
nung nicht erforderlich, sofern der Kunde 
sie nicht verlangt. Gleichzeitig schließt der 
Kunde mit einer Finanzierungsgesellschaft 
einen Vertrag über ein zinsloses Darlehen in 
Höhe des ausgewiesenen (Bar-)Preises der 
Waren ab. 

4. Nach den allgemeinen Bedingungen des 
Kreditvertrags ist die Finanzierungsgesell­
schaft verpflichtet, dem Kunden einen 
Geldbetrag in Höhe des „Kreditbetrags" als 
Darlehen zu überlassen und das Darlehen 
durch Auszahlung an Primback Ltd zu ge­
währen. 

5. Die Rechtsbeziehungen zwischen Prim­
back Ltd und der jeweiligen Finanzie­
rungsgesellschaft sollen auf lokalen münd­
lichen Vereinbarungen beruht haben und 
daher von Region zu Region unter­
schiedlich gewesen sein. 

6. Die praktische Durchführung des Ge­
schäfts illustriert eine Mustertransaktion, 
bei der es um den Verkauf einer dreiteiligen 
Sitzgarnitur durch Primback Ltd am 
16. Juli 1992 an einen Kunden für 699 GBP 
zuzüglich 10 GBP für die Auslieferung ging. 
Bei der Finanzierungsgesellschaft handelt es 
sich um den „Avco Trust". Dieses Geschäft 
ist im Vorlagebeschluss unter Bezugnahme 
auf das Urteil einer Zwischeninstanz des 

innerstaatlichen Verfahrens wie folgt zu­
sammengefasst: 

„(i) Auf der Rechnung ist handschriftlich 
vermerkt ,24 Monate zinsloser Kredit'. 
Der Preis war zahlbar bei Lieferung: In 
der Rubrik am Fuß der Rechnung heißt 
es: ,COD-Avco'. 

(ii) Am selben Tag wurde in das Tages-
kassenkontrollblatt von Primback eine 
Rechnung B 4834 eingetragen. Unter 
der Überschrift ,Verkäufe' erschien der 
Betrag von 709 GBP: Der Raum für die 
Eintragung von Barzahlungen war 
nicht ausgefüllt. Ein Betrag von 127,62 
GBP erschien unter der Überschrift 
,Beihilfe'. Ein ,Kassenabstimmungs-
beleg' für den 16. Juli wurde vorgelegt: 
Dort war keine Barzahlung für das 
Mustergeschäft verzeichnet. 

(iii) [...] 

(iv) Die folgende Zahlung von 581,38 GBP 
durch Avco (von den für die Rechnung 
B 4834 geschuldeten 709 GBP) wurde 
als Barquittung für diese Rechnung in 
der Kassenaufstellung von Primback 
für den 16. September 1992 verzeich­
net. Der Betrag von 127,62 GBP wird 
wiederum als ,Beihilfe' verbucht. [...]" 
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7. Dem Kunden waren die vertraglichen 
Abmachungen zwischen Primback Ltd und 
den Finanzierungsgesellschaften nicht be­
kannt. 

8. Die britischen Steuerbehörden nahmen 
den Standpunkt ein, dass die Mehrwert­
steuer vom gesamten Betrag geschuldet 
werde, den der Kunde für die Waren be­
zahle, und nicht von dem Betrag, den 
Primback Ltd von der Finanzierungsgesell­
schaft erhalte, da der gesamte Betrag für die 
Waren gezahlt werde. Demgemäß ge­
langten sie zu dem Ergebnis, dass Primback 
Ltd die Mehrwertsteuer in der Zeit vom 
12. Juni 1989 bis 31. Dezember 1990 in zu 
geringem Umfang angemeldet habe. Sie er­
ließen am 27. Februar 1992 gegen Prim­
back Ltd einen Mehrwertsteuerbescheid 
über 16 469 GBP (später auf 15 530 GBP 
herabgesetzt). Der Gesamtbetrag, um den 
es geht, beläuft sich auf 53 106 GBP. 

9. Die gegen diesen Bescheid gerichtete 
Klage von Primback Ltd wurde in erster 
und zweiter Instanz abgewiesen, war aber 
in dritter Instanz erfolgreich und ist nun­
mehr beim House of Lords anhängig. 

10. Das erstinstanzliche Tribunal stellte 
fest, dass zwei unterschiedliche Geschäfte 
vorlägen. Einerseits habe Primback Ltd mit 
dem Kreditgeber vereinbart, dem Kunden 
einen zinslosen Kredit zu gewähren, dessen 
Kreditkosten in Höhe der entgangenen 
Zinsen Primback Ltd trage. Andererseits 
habe der Kreditgeber mit dem Kunden 

vereinbart, den vollen Preis der Möbel zu 
entrichten. Die Zahlung des Preises werde 
nur mit den von Primback Ltd zu tragenden 
Kreditkosten verrechnet. Daher sei die 
Mehrwertsteuer auf den vollen Kaufpreis 
zu entrichten. 

11. Die zweite Instanz (High Court) führte 
aus, dass nach den innerstaatlichen 
Durchführungsvorschriften Geschäfte der 
vorliegenden Art als Verkäufe an das Fi­
nanzierungsinstitut zu behandeln seien. 
Primback Ltd habe solche Verkäufe in ihre 
Bruttoeinnahmen einzubeziehen, als ob sie 
eine Barzahlung für den gesamten vom 
Kunden zu zahlenden Betrag erhalten hätte. 
Auch danach sei die Mehrwertsteuer auf 
den vollen Kaufpreis zu entrichten. 

12. Die dritte Instanz (Court of Appeal) 
vertrat nach dem Vorlagebeschluss die An­
sicht, dass 

„i) der Wert der Lieferung von Primback 
nicht im vollen in Rechnung gestellten 
Preis bestanden habe, 

ii) in den Wert der Lieferung von Prim­
back der Wert der Kreditgewährung 
nicht einbezogen werden dürfe, 
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iii) falls die Gewährung des Kredites zu 
bewerten sei, der Wert dem ersten An­
schein nach der vom Finanzierungs­
institut bei der Zahlung an Primback 
abgezogenen Summe entsprechen müs­
se, 

iv) die Erhebung der Steuer von dem Ge­
samtbetrag des in Rechnung gestellten 
Preises der Waren durch die Commis­
sioners [Dieser Begriff bezieht sich auf 
die beklagten Steuerbehörden.] be­
deuten würde, dass die Gewährung ei­
nes Kredites mit Mehrwertsteuer belegt 
werde, 

v) dies dem Erfordernis in Artikel 13 Teil 
B Buchstabe d Nr. 1 der Sechsten 
Richtlinie und Item 2 von Gruppe 5 des 
Schedule 6 zum Act 1983 zuwider­
laufen würde, dass die Gewährung von 
Krediten von der Mehrwertsteuer be­
freit sei, und 

vi) die Wendung ,der volle zahlbare Be­
trag' in Paragraph 14 der Notice so 
auszulegen sei, dass diese den von 
Primback von der Finanzierungsgesell­
schaft als Dritter im Verhältnis zum 
Vertrag eingenommenen Betrag be­
deute, nicht den in der Rechnung aus­
gewiesenen. Diese Auslegung stehe im 
Einklang mit den Artikeln 13 Teil B 
Buchstabe d Nr. 1 und 27 der Sechsten 
Richtlinie." 

13. In einem Minderheitsvotum führte ein 
Richter aus, dass die Lieferung von Möbeln 

gegen eine Geldzahlung mit dem Betrag zu 
bewerten sei, der, zuzüglich der zu er­
hebenden Mehrwertsteuer, der Gegen­
leistung entspreche. Daher werde die 
Mehrwertsteuer richtigerweise vom vollen 
dem Kunden in Rechnung gestellten Betrag 
geschuldet. 

IV — Vorlagefragen 

14. Das House of Lords hat beschlossen, 
die folgenden Fragen gemäß Artikel 177 
EG-Vertrag (jetzt Artikel 234 EG) dem 
Gerichtshof der Europäischen Gemein­
schaften mit dem Ersuchen um Vorabent­
scheidung vorzulegen: 

1) Wenn ein Einzelhändler zu einem ein­
heitlichen Preis Waren und das Recht 
auf einen verlängerten Kredit für einen 
bestimmten Zeitraum zur Bezahlung 
dieses Preises anbietet — wobei der 
Kredit von einer anderen Person als 
dem Einzelhändler und ohne zusätz­
liche Kosten für den Kunden bereitzu­
stellen ist —, welches ist dann die Be­
steuerungsgrundlage, auf der der Ein­
zelhändler für die gelieferten Waren im 
Hinblick auf Artikel 11 Teil A Ab­
satz 1 Buchstabe a und Artikel 13 Teil 
B Buchstabe d Absatz 1 der Richtlinie 
77/388/EWG des Rates die Steuer zu 
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entrichten hat? Ist die Besteuerungs­
grundlage im Einzelnen 

a) der volle vom Kunden zu zahlende 
Betrag; 

b) der volle vom Kunden zu zahlende 
Betrag abzüglich des Wertes des 
Kredits; 

c) (falls von b abweichend) der Be­
trag, den der Einzelhändler tat­
sächlich einnimmt, oder 

d) ein auf einer anderen und gege­
benenfalls auf welcher Grundlage 
berechneter Betrag? 

2) Wenn die Besteuerungsgrundlage im 
dem vollen vom Kunden zu zahlenden 
Betrag abzüglich des Wertes des Kre­
dites besteht (siehe Frage 1 b), wie ist 
dann dieser Kredit zu beziffern? 

3) Wird die Antwort auf die erste Frage 
durch den Umstand beeinflusst, dass 

a) die Lieferung von Waren an den 
Kunden als aufgrund eines „zins­
losen Kredits" erfolgend be­
schrieben wird; 

b) der Kunde im Zeitpunkt des Ver­
kaufsvorgangs einen Darlehens­
vertrag mit einem Finanzierungs­
institut schließt, dessen Be­
dingungen 

i) ein Versprechen des Finanzie­
rungsinstituts, an den Einzel­
händler einen Betrag in Höhe 
des Darlehens (dessen Betrag 
dem in der Werbung angege­
benen Preis der Waren ent­
spricht) zu zahlen; 

ii) eine Erklärung, dass der für 
das Darlehen geltende Zinssatz 
„0 %" beträgt, und 

iii) eine Erklärung, mit der der 
Kunde dem Finanzierungs­
institut die Genehmigung er­
teilt, den vollen Betrag des 
Darlehens an den Einzel­
händler zu zahlen, und eine 
entsprechende Einverständnis­
erklärung des Finanzierungs­
instituts enthalten, und 

c) als Ergebnis eines gesonderten 
Vertrages zwischen dem Einzel­
händler und dem Finanzierungs­
institut (dessen Bestehen und Be­
dingungen dem Kunden nicht offen 
gelegt werden) der Geldbetrag, den 
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der Einzelhändler erhält, niedriger 
ist als der volle Betrag des in der 
Werbung angegebenen Preises für 
die Waren? 

V — Vortrag der Beteiligten 

15. Gemäß Artikel 20 der Satzung haben 
die Bundesrepublik Deutschland, die Re­
publik Irland, das Vereinigte Königreich, 
die Kommission und Primback Ltd schrift­
liche Stellungnahmen eingereicht. Bis auf 
Deutschland nahmen diese Parteien an der 
mündlichen Verhandlung teil. 

16. Deutschland, Irland, das Vereinigte 
Königreich und die Kommission kommen 
zu dem Ergebnis, dass die Mehrwertsteuer 
auf den vollen ausgewiesenen Kaufpreis zu 
erheben ist. 

17. Alle stützen sich dabei auf das Urteil in 
der Rechtssache Bally 3. In dieser Rechts­
sache hat der Gerichtshof im Tenor fest­
gestellt: 

„Artikel 11 Teil A Absatz 1 Buchstabe a 
der Sechsten Richtlinie ist dahin aus­
zulegen, dass dann, wenn bei einem Ver­
kauf der Preis der Ware vom Käufer mit 
Hilfe einer Kreditkarte entrichtet und dem 

Lieferanten vom Kreditkarteninstitut unter 
Einbehaltung eines Prozentsatzes als Pro­
vision für die Erbringung einer Dienst­
leistung an den Lieferanten der Ware durch 
das Institut bezahlt wird, diese Ein­
behaltung in die Besteuerungsgrundlage der 
Steuer einzubeziehen ist, die der steuer­
pflichtige Lieferant an den Fiskus ab­
zuführen hat." 

18. Dieser Feststellung lag die Überzeugung 
des Gerichtshofes zu Grunde, dass beim 
Kauf mit Kreditkarte einerseits ein Kauf­
geschäft über den vollen Kaufpreis vorläge, 
in den die Mehrwertsteuer für diesen Be­
trag eingerechnet sei, und andererseits eine 
Dienstleistung des Kreditkartenunterneh­
mens, das dafür seine Provision einziehe, 
die von der Mehrwertsteuer befreit sei. In 
dieser Situation müsse die dem Endver­
braucher berechnete Mehrwertsteuer auf 
den vollen Kaufpreis auch voll abgeführt 
werden 4. Die Provision des Kreditkarten­
unternehmens sei keine mit dem Kaufpreis 
entrichtete Gegenleistung des Kunden an 
das Kreditkartenunternehmen, sondern ei­
ne Gegenleistung des Verkäufers für eine 
Dienstleistung, die das Kreditkartenunter­
nehmen ihm gegenüber erbringe. 5 Auch die 
Abwicklung der Zahlung über das Kredit­
kartenunternehmen ändere nichts daran, 
dass der gegenüber dem Kunden genannte 
Kaufpreis für die Bemessung der Besteue­
rungsgrundlage ausschlaggebend sei 6. 

19. Deutschland betont, dass vorliegend 
die Zahlung des Kreditgebers an Primback 
Ltd noch deutlicher als im Urteil Bally auf 

3 — Urteil vom 25. Mai 1993 in der Rechtssache C-18/92 (Sie. 
1993, I-2871). 

4 — Urteil Bally (zitiert in Fußnote 3, Randnr. 14). 
5 — Urteil Bally (zitiert in Fußnote 3, Randnr. 16). 
6 — Urteil Baily (zitiert in Fußnote 3, Randnr. 17). 
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einem vom Kaufgeschäft gesonderten 
Schuldverhältnis beruhe, da der Käufer 
über die Höhe dieser Zahlung nicht infor­
miert war. 

20. Praktisch sind nach Auffassung der 
britischen Regierung die Kreditkosten ge­
nauso Geschäftsausgaben von Primback 
Ltd wie die Kosten für Werbung oder Ge­
schäftsräume, die auch nicht von der Be­
messungsgrundlage für die Mehrwertsteuer 
in Abzug gebracht werden könnten. 

21. Die deutsche Regierung betont im Üb­
rigen, dass sich die von ihr vertretene Lö­
sung auch aus allgemeinen Grundsätzen des 
Mehrwertsteuerrechts ergebe. Die Mehr­
wertsteuer solle so genau wie möglich die 
tatsächliche Belastung des Verbrauchers 
erfassen und müsse daher auf der Grund­
lage der von ihm geleisteten Zahlung be­
rechnet werden. 

22. Die britische und die irische Regierung 
verweisen ergänzend darauf, dass die ver­
deckte Verzinsung des Kredits mit den An­
forderungen der Mehrwertsteuerbefreiung 
nach Artikel 13 Teil B der Sechsten Richt­
linie nicht vereinbar sei. Diese würden eine 
eindeutige Darlegung eventueller Kredit­
kosten verlangen, wenn der Kredit mit ei­
nem mehrwertsteuerpflichtigen Geschäft 
verbunden sei 7. 

7 — Irland beruft sich auf das Urteil vom 27. Oktober 1993 und 
die Schlussanträge von Generalanwalt Jacobs vom 3. März 
1993 in der Rechtssache C-281/91 (Muys und De Winter, 
Slg. 1993,I-5405). 

23. Beide Regierungen tragen im Übrigen 
vor, dass die Argumentation von Primback 
Ltd auf eine Täuschung des Verbrauchers 
über die tatsächlichen Bedingungen des 
Geschäfts und insbesondere die Kredit­
komponente hinauslaufe. 

24. Primback Ltd verweist auf zwei 
grundlegende Prinzipien des Mehrwert­
steuerrechts: 

— die Bereitstellung von Krediten sei von 
der Mehrwertsteuer befreit und 

— die Bemessungsgrundlage der Besteue­
rung solle nicht den Betrag übersteigen, 
den ein Lieferant tatsächlich erhalten 
habe. 

Daher sei die Mehrwertsteuer nur für den 
Betrag zu entrichten, den Primback Ltd von 
dem Kreditinstitut erhalten habe. 

25. Es sei unumstritten, dass dem Sachver­
halt grundsätzlich zwei Geschäfte zu 
Grunde lägen, nämlich einerseits der 
mehrwertsteuerpflichtige Kauf von Möbeln 
und andererseits die steuerbefreite Bereit-
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Stellung eines Kredits. Beide Geschäft« 
könnten und müssten klar getrennt werden 

26. Unter Berufung auf die Schlussanträge 
von Generalanwalt Léger in den ver­
bundenen Rechtssachen Madgett une 
Baldwin 8 stellt Primback Ltd fest, dass dei 
Wert des Kredits als erheblicher Anteil des 
Gesamtpreises anzusehen sei. Die Bereit­
stellung des Kredits könne in tatsächliche! 
und in wirtschaftlicher Hinsicht getrennt 
werden 9. Die Bereitstellung des Kredits sei 
nicht darauf ausgerichtet, nur den Genuss 
oder die Nutzung der Warenlieferung zu 
fördern 10. Die Trennung zwischen Kau! 
und Kredit sei dem typischen Verbraucher 
auch bewusst, so dass der einheitlich in 
Rechnung gestellte Preis nicht aus­
schlaggebend sei 11. 

27. Die Bereitstellung des Kredits ist nach 
Auffassung von Primback Ltd von der 
Mehrwertsteuer befreit. Etwas anderes er­
gebe sich auch nicht aus den Schluss­
anträgen von Generalanwalt Jacobs und 
dem Urteil in der Rechtssache Muys und 
De Winter 12. Danach sei auch ein Zah­
lungsaufschub grundsätzlich steuerbefreit, 
insbesondere wenn er nicht vom Lie­
feranten, sondern von einer dritten Stelle 
finanziert werde. Das Risiko der Verschie­
bung der Wertschöpfung vom steuer­

pflichtigen zum steuerbefreiten Geschäft, 
das eine besondere Transparenz der jewei­
ligen Geschäfte erforderlich mache, bestehe 
nicht, wenn ein Dritter den Kredit gebe. 
Außerdem habe Großbritannien ent­
sprechende Anforderungen an die Offen­
legung der einzelnen Geschäfte für dieses 
Dreiecksverhältnis gerade nicht festgesetzt. 

28. Selbst wenn man davon ausgehe, dass 
der Kreditgeber die Kreditkosten von 
Primback Ltd (und nicht von dem Kunden) 
erhalten würde, so enthalte der zwischen 
Primback Ltd und dem Kunden vereinbarte 
Preis eine Komponente in Höhe der Kosten 
des Kreditgebers, die Primback Ltd für die 
Anbahnung des Kredits erhalte. Die Kosten 
der Anbahnung eines Kredits seien aber 
gleichfalls von der Mehrwertsteuer befreit. 

29. Die Bemessungsgrundlage für die von 
Primback Ltd zu entrichtende Mehrwert­
steuer sei auf Grundlage der Recht­
sprechung des Gerichtshofes anhand des 
von Primback Ltd tatsächlich empfangenen 
Betrages zu berechnen. 

30. Daran ändere auch das Urteil in der 
Rechtssache Bally 13 nichts. Der dort dem 
Lieferanten geleistete Dienst sei nicht die 
Bereitstellung von Kredit gewesen. Außer-

8 — Schlussanträge vom 30. April 1998 in den verbundenen 
Rechtssachen C-308/96 und C-94/97 (Sie. 1998, I-6229, 
Nr. 38). 

9 — Primback Ltd beruft sich auf das Urteil vom 23. Februar 
1988 in der Rechtssache 353/85 (Kommission/Vereinigtes 
Königreich, Slg. 1988, 817, Randnr. 33). 

10 — Primback Ltd stellt den Sachverhalt insofern den Urteilen 
Madgett und Baldwin (zitiert in Fußnote 8, Randnr. 24) 
und vom 25. Februar 1999 in der Rechtssache C-349/96 
(CPP, Slg. 1999, I-973, Randnr. 30) gegenüber. 

11 — Primback Ltd verweist auf das Urteil CPP (zitiert in Fuß­
note 10, Randnr. 31). 

12 — Zitiert in Fußnote 7. 13 — Zitiert in Fußnote 3. 
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dem habe der Händler im Fall Bally aus­
drücklich über den vollen Betrag Mehr­
wertsteuer berechnet, während Primback 
Ltd die Mehrwertsteuer nicht gesondert 
berechnet habe. 

31. Hilfsweise trägt Primback Ltd vor, dass 
die vorliegende Bezahlung von Waren in 
Form eines zinslosen Ratenkredits einen 
Nachlass darstelle. Da auch dieser von der 
Mehrwertsteuer befreit sei, müsse er in 
Höhe der tatsächlich entstehenden Kredit­
kosten in Abzug gebracht werden. 

VI — Würdigung 

32. Gemäß Artikel 11 Teil A Absatz 1 
Buchstabe a der Sechsten Richtlinie bemisst 
sich die Mehrwertsteuer nach der Gegen­
leistung, die der Mehrwertsteuerpflichtige 
erhält. Wie diese Gegenleistung im vor­
liegenden Fall zu bestimmen ist, ergibt sich 
nicht unmittelbar aus dem Text der Richt­
linie. 

33. Die Entscheidung der Vorlagefragen 
hängt nun davon ab, ob der Wert der Ge­
genleistung an den äußeren Verkaufs­
modalitäten zu bemessen ist, wonach ein 
Kauf zum vollen Preis vereinbart war, der 
über einen zinslosen Kredit finanziert wur­
de, oder ob der wirtschaftliche Wert des 

Geschäfts für Primback Ltd zu Grunde ge­
legt werden kann, d. h. ein Kauf zu einem 
deutlich niedrigeren Preis, auf den die Kos­
ten der Kreditfinanzierung aufgeschlagen 
werden. 

34. Nach ständiger Rechtsprechung ist die 
Gegenleistung der subjektive Wert dessen, 
was der Leistende tatsächlich erhalten hat, 
und nicht ein „normaler", nach objektiven 
Maßstäben geschätzter Wert 14. Die Be­
zugnahme auf die tatsächlich erhaltene 
Gegenleistung scheint zunächst dafür zu 
sprechen, dass nur der vom Kreditgeber an 
Primback Ltd abgeführte Betrag als Ge­
genleistung verstanden werden kann. Der 
Gerichtshof stellt allerdings nur deshalb auf 
den subjektiven Wert einer Leistung ab, um 
eine nachträgliche Schätzung der Besteue­
rungsgrundlage anhand objektiver Krite­
rien abzulehnen. Entscheidend erscheint 
dabei nicht der Gegensatz zwischen ob­
jektiven und subjektiven Bewertungen, 
sondern die Überlegung, dass die nach­
trägliche Anwendung von rein objektiven 
Kriterien der Vereinbarung der beiden Par­
teien über den Geldwert der Leistung nicht 
gerecht würde. Subjektiv ist dieser verein­
barte Wert nur insoweit, als er auf den 

14 — Siehe Urteile vom 5. Februar 1981 in der Rechtssache 
154/80 (Staatssecretaris van Financiën/Coöperatieve Aard­
appelenbewaarplaats, Slg. 1981, 445, Randnr. 13), vom 
23. November 1988 in der Rechtssache 230/87 (Naturally 
Yours Cosmetics Ltd/Commissioners of Customs and 
Excise, Slg. 1988, 6365, Randnr. 16), vom 27. März 
1990 in der Rechtssache C-126/88 (Boots Company, Slg. 
1990, I-1235, Randnr. 19), vom 5. Mai 1994 in der 
Rechtssache C-38/93 (Glawe, Slg. 1994, I-1679, 
Randnr. 8), vom 2. Juni 1994 in der Rechtssache 
C-33/93 (Empire Stores, Slg. 1994, I-2329, Randnr. 18), 
vom 24. Oktober 1996 in der Rechtssache C-288/94, 
(Argos Distributors, Slg. 1996, I-5311, Randnr. 16) und 
vom 16. Oktober 1997 in der Rechtssache C-258/95 
(Fillibeck, Slg. 1997, I-5577, Randnr. 13). 
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Willenserklärungen zweier Rechtssubjekte, 
nämlich der Vertragspartner beruht. 

35. Vorliegend besteht eine zumindest vor­
dergründig eindeutige Vereinbarung zwi­
schen den Parteien, wonach die Gegen­
leistung den vollen ausgezeichneten Preis 
der Waren umfasst. Schuldrechtlich er­
scheint Primback Ltd in voller Höhe an 
diese Vereinbarung gebunden — etwa im 
Fall einer Rückabwicklung des Geschäfts. 

36. Allerdings besteht zugleich eine weitere 
(subjektive) Vereinbarung zwischen Prim­
back Ltd und dem Finanzierungsunter­
nehmen, die es ermöglichen würde, zum 
Zeitpunkt des Möbelkaufs den tatsäch­
lichen Wert des zinslosen Kredits genau zu 
bestimmen und von dem zwischen Prim­
back Ltd und dem Käufer der Möbel ver­
einbarten Gesamtpreis abzuziehen. Für die 
Berücksichtigung dieser zweiten Vereinba­
rung bei der Bestimmung der Besteue­
rungsgrundlage des Geschäfts zwischen 
Primback Ltd und dem Erwerber der Mö­
bel führt Primback Ltd eine wirtschaftliche 
Betrachtung des vorliegenden Geschäfts ins 
Feld. Der vorliegende Erwerb von Möbeln 
zeichnet sich danach durch zwei Kompo­
nenten aus — nämlich einerseits das Wa­
rengeschäft und andererseits das Finanzie­
rungsgeschäft. Der Endkunde zahlt nur 
82 % seiner Leistung für die erworbene 
Ware, aber 18 % für die Finanzierung des 
Warenkaufs. Wie auch die Vertreter Groß­
britanniens und Irlands in der mündlichen 
Verhandlung einräumten, wären die ent­
stehenden Finanzierungskosten grundsätz­
lich gemäß Artikel 13 Teil B Buchstabe d 
Nummer 1 der Sechsten Richtlinie als Ge­

währung von Kredit von der Mehrwert­
steuer befreit 15, wenn die Finanzierung 
einschließlich der Finanzierungskosten 
ausdrücklich getrennt vom Erwerb der 
Ware vereinbart worden wäre. 

37. Dieser wirtschaftlichen Betrachtungs­
weise wird vor allem das Urteil Bally 16 

entgegengesetzt. In dieser Rechtssache war 
zu klären, ob die Mehrwertsteuer bei einem 
Kauf mit Kreditkarte auf den vollen Preis 
zu erheben ist oder ob zuvor die Provision 
des Kreditkartenunternehmens abgezogen 
werden darf. Der Gerichtshof stellte fest, 
dass in diesem Fall der volle Preis die Be­
steuerungsgrundlage bilden müsse. Dieses 
Urteil ist allerdings nicht unmittelbar auf 
den vorliegenden Fall zu übertragen. Es 
behandelte ein Geschäftsmodell, das auch 
bei wirtschaftlicher Betrachtung keine po­
tenziell mehrwertsteuerbefreite Kompo­
nente in Form eines Kreditgeschäfts be­
inhaltet, sondern eine Dienstleistung von 
Kreditkartenunternehmen im Zahlungsver­
kehr, wobei sich ein geringfügiger Kredit­
effekt allenfalls als Nebenfolge aus der 
verzögerten Abrechnung ergibt. Die Ab­
lehnung der wirtschaftlichen Betrachtungs­
weise lässt sich daher nur insoweit durch 
das Urteil Bally begründen, als diesem all­
gemeine Kriterien zu entnehmen sind. Ne­
ben dem Urteil Bally ist in diesem Zusam-

15 — Vgl. Urteil Muys und De Winter (zitiert in Fußnote 7, 
Randnrn. 13 ff.). 

16 — Zitiert in Fußnote 3. 
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menhang auch das Urteil Kuwait Petro­
leum 1 7 zu berücksichtigen, in dem der 
Gerichtshof gleichfalls auf den äußeren 
Anschein des Geschäfts gegenüber dem 
Verbraucher abgestellt hat. 

38. Im Urteil Kuwait Petroleum stellte der 
Gerichtshof die Tatsache heraus, dass die 
Abgabe von Gutscheinen beim Treibstoff­
verkauf ausdrücklich unentgeltlich erfolgt 
sei und daher auch nicht mindernd bei der 
Berechnung der Mehrwertsteuer auf diese 
Umsätze herangezogen werden dürfe 18. 
Insofern liegt eine Parallele zum vor­
liegenden Fall vor, da der Kredit aus­
drücklich zinslos gewährt werden sollte. 

39. In beiden Rechtssachen führte der 
Mehrwertsteuerpflichtige regelmäßig zwei 
Typen von Geschäften durch, wobei er von 
den Kunden den gleichen Preis forderte. 
Beim Kreditkartengeschäft — wie es der 
Rechtssache Bally 19 zu Grunde lag — 
werden zwischen Verkäufer und Käufer 
typischerweise die gleichen Preise be­
rechnet, wie beim Bargeschäft. Nur die 
Form der Zahlung ist anders ausgestaltet. 
Daher ist es konsequent, wenn auch die 
Berechnung der Mehrwertsteuer in der 
gleichen Weise abgewickelt wird wie beim 
Bargeschäft. In der Rechtssache Kuwait 
Petroleum betonte der Gerichtshof, dass 
der Preis des erworbenen Treibstoffs un­

abhängig von der Annahme der streit­
gegenständlichen Gutscheine war 20. 

40. Vorliegend ist kein Anhaltspunkt dafür 
ersichtlich, dass dem Kauf von Waren auf 
zinslosen Kredit ein anderer Preis zu 
Grunde liegt als der Barpreis. In der 
mündlichen Verhandlung betonte der Ver­
treter von Primback Ltd, dass Barkäufer 
Rabatte aushandeln könnten, doch räumte 
er ein, dass Rabatte an Barkäufer nicht 
ausdrücklich angeboten würden. Folglich 
entspricht die vorliegende Fallgestaltung 
auch insoweit grundsätzlich den Urteilen 
Bally und Kuwait Petroleum. Das britische 
Verbraucherschutzrecht scheint im Übrigen 
der systematischen Anwendung der von 
Primback Ltd angedeuteten Praxis der Ra­
battgewährung kritisch gegenüber­
zustehen 21. 

41. In der Rechtssache Bally betonte der 
Gerichtshof auch, dass der mehrwert­
steuerpflichtige Einzelhändler ausdrücklich 
die Mehrwertsteuer für den vollen vom 
Kunden geleisteten Betrag auf dem Ver­
kaufsbeleg auswies 22. Dies geschieht im 
vorliegenden Fall grundsätzlich nicht, da 
Primback Ltd gar keine Mehrwertsteuer 
ausweist. In der mündlichen Verhandlung 
war allerdings umstritten, ob Primback Ltd 
bei einem eventuellen Ausweis der Mehr-

17 — Urteil vom 27. April 1999 in der Rechtssache C-48/97 (Slg. 
1999, I-2323). 

18 — Zitiert in Fußnote 17, Randnr. 30. 
19 — Zitiert in Fußnote 3. 

20 — Zitiert in Fußnote 17, Randnr. 31. 
21 — Section 8 Consumer Credit (Advertisements) Regulations 

1989, SI 1989/1125: „A credit advertisement shall not 
include — ... (c) the expression 'interest free' or any ex­
pression to the like effect indicating that a customer is 
liable to pay no greater amount in respect of a transaction 
financed by credit than he would be liable to pay as a cash 
purchaser in relation to the like transaction, except where 
the total amount payable by the debtor does not exceed the 
cash price". 

22 — Urteil Bally (zitiert in Fußnote 3, Randnr. 14). 
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wertsteuer diesen auf den vom Finanzie­
rungsunternehmen erhaltenen Betrag be­
schränken dürfe. Der Vertreter von Prim­
back Ltd räumte ein, dass jedenfalls bei 
einem Barkauf ohne Rabatt die Mehrwert­
steuer — wenn sie auszuweisen wäre — 
sich auf den vollen Preis beziehen würde. 

42. Weiterhin interpretierte der Gerichts­
hof in der Rechtssache Bally die geschäft­
liche Konstellation so, dass die vom Kre­
ditkartenunternehmen einbehaltene Quote 
dem Wert einer Dienstleistung an den Lie­
feranten entspreche. Der Käufer sei in Be­
zug auf dieses Geschäft Dritter 23. Ge­
neralanwalt Gulmann ergänzte dies um die 
Feststellung, dass der Käufer die Abrede 
zwischen dem Kreditkartenunternehmen 
und dem Lieferanten gar nicht kenne 24. 
Diese Überlegungen scheinen auf den vor­
liegenden Fall auch zuzutreffen. Die Ab­
reden zwischen Primback Ltd und dem Fi­
nanzierungsunternehmen sind dem Käufer 
nicht bekannt. Die Vertreter der britischen 
Regierung und der Kommission betonten in 
der mündlichen Verhandlung, dass die Ge­
schäftsbeziehung zwischen Primback Ltd 
und dem Finanzierungsunternehmen streng 
von dem umsatzsteuerpflichtigen Kaufge­
schäft zwischen Primback Ltd und dem 
Käufer zu trennen sei. Aufgrund des mit 
dem Kaufvertrag verbundenen Kredit­
vertrags sei nämlich das Finanzierungs­
unternehmen verpflichtet, den vollen 

Kaufpreis an Primback Ltd zu zahlen. 
Vorstellbar sei auch, dass diese Summe an 
den Kunden gezahlt werde, der dann sei­
nerseits damit die Ware bezahle. Die Über­
nahme der Kreditkosten durch Primback 
Ltd beruhe dagegen auf einem getrennten 
Geschäft mit dem Finanzierungsunter­
nehmen und erfolge nur im Wege einer 
Verrechnung, die für die Zwecke der 
Mehrwertsteuer ohne Belang sei. 

43. Primback Ltd ist zuzugestehen, dass 
eine Trennung beider Geschäfte im vor­
liegenden Fall einer wirtschaftlichen Be­
trachtung widerspricht. Die Übernahme der 
Kreditkosten durch Primback Ltd beruht 
nur formal auf einer getrennten Rahmen­
vereinbarung mit dem Finanzierungsunter­
nehmen, sie wird jedoch unmittelbar durch 
den Warenverkauf verursacht. Wirtschaft­
lich ist die Trennung daher inkonsequent. 

44. Allerdings führt die oben dargestellte 
Rechtsprechung des Gerichtshofes 25 in 
letzter Konsequenz dazu, dass nicht das 
objektive Kriterium einer wirtschaftlichen 
Betrachtung ausschlaggebend ist, sondern 
die (subjektive) Vereinbarung zwischen den 
Parteien des der Mehrwertsteuer unter­
fallenden Geschäfts. Diese Rechtsprechung 
garantiert für die an diesem Geschäft be­
teiligten Parteien Klarheit über die Be­
steuerungsgrundlage. Dies bewirkt einer¬ 

23 — Urteil Bally (zitiert in Fußnote 3, Randnr. 16). 
24 — Schlussanträge vom 3. März 1993 zum Urteil Bally (zitiert 

in Fußnote 3, Nr. 10). 25 — Siehe Nr. 34. 
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seits Rechtssicherheit und andererseits eine 
gewisse Kontrolle des Mehrwertsteuer­
pflichtigen durch den Leistungsempfänger. 
Wenn man nun neben dieser Vereinbarung 
eine weitere Vereinbarung einer Partei mit 
einer dritten Partei berücksichtigen würde, 
die aber der zweiten Partei des Ausgangs­
geschäftes nicht bekannt ist, so würde man 
diese Klarheit wieder aufs Spiel setzen. 
Vorliegend haben die Parteien des Kaufge­
schäfts sich auf den vollen Kaufpreis ge­
einigt und sind daran auch festzuhalten. 
Aus der Perspektive dieser Vereinbarung ist 
das Kreditgeschäft zwischen Primback Ltd 
und dem Finanzierungsunternehmen ein 
dem Möbelkauf fremdes Geschäft. Etwaige 
unausgesprochene Vorbehalte von Prim­
back Ltd können nicht zu einem anderen 
Befund führen. 

45. Allerdings scheint das Urteil Argos ei­
ner Ableitung von Rechtsfolgen aus der 
Unkenntnis des Käufers zu wider­
sprechen 26. In dieser Rechtssache ging es 
um die Mehrwertsteuer, die bei einem Kauf 
gegen Gutscheine zu entrichten war. Dabei 
war auf diesen Gutscheinen ein bestimmter 
Geldwert angegeben, und zugleich waren 
die angebotenen Waren mit bestimmten 
Preisen ausgezeichnet. Die Käufer konnten 
mit Gutscheinen oder auch in bar bezahlen. 
Allerdings hatte Argos die Gutscheine zu­
vor an Dritte — meist Arbeitgeber der 
Käufer — verkauft und dabei je nach Ab­
nahme Mengenrabatte gewährt. Diese 

.Dritten gaben die Gutscheine dann meist 
als Prämien oder ähnliche Geschenke an die 
Käufer weiter. In diesem Urteil standen die 
Unkenntnis oder sogar ein Irrtum des Wa­
renkäufers über die tatsächliche Höhe des 

Kaufpreises dem Ergebnis nicht entgegen, 
den von diesen Dritten tatsächlich für die 
Gutscheine gezahlten Kaufpreis der Mehr­
wertsteuer zu Grunde zu legen. Allerdings 
liegt dieser Fallgestaltung eine (subjektive) 
Vereinbarung zwischen den die Gutscheine 
erwerbenden Dritten und dem Verkäufer 
über den niedrigeren Preis zu Grunde. Al­
lein aus dieser Vereinbarung — nicht aus 
der Vereinbarung mit dem Käufer der Wa­
re — ergab sich, was Argos tatsächlich als 
Gegenleistung erhielt. Daher war in diesem 
speziellen Fall die Unkenntnis des Waren­
käufers unbeachtlich. Die allgemeine Regel, 
dass die Vereinbarung zwischen dem 
Mehrwertsteuerpflichtigen und dem Leis­
tungsempfänger ausschlaggebend ist, wird 
dadurch jedoch nicht in Frage gestellt. 

46. Im Übrigen spricht auch die Gefahr ei­
nes Missbrauchs dagegen, auf Grund in­
transparenter Gestaltungen wie der vor­
liegenden eine Reduzierung von Mehr­
wertsteuerlasten zuzulassen. Die allgemeine 
Einleitung der Mehrwertsteuerbefreiungen 
nach Artikel 13 Teil B der Sechsten Richt­
linie verlangt von den Mitgliedstaaten bei 
der Umsetzung der Befreiungsvorschriften 
ausdrücklich den Erlass von Regelungen 
zur „Gewährleistung einer korrekten und 
einfachen Anwendung der nachstehenden 
Befreiungen sowie zur Verhütung von 
Steuerhinterziehungen, Steuerumgehungen 
und etwaigen Missbräuchen". Dieses Ziel 
ist daher bei der Auslegung der Sechsten 
Richtlinie im Hinblick auf Mehrwert­
steuerbefreiungen zu berücksichtigen. 

47. Vorliegend ist das von Generalanwalt 
Jacobs in der Rechtssache Muys und De 26 — Zitiert in Fußnote 14, Randnrn. 21 und 22. 
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Winter 27 für die Kreditvergabe durch den 
Verkäufer selbst identifizierte Risiko des 
Missbrauchs durch die Verlagerung von 
Kaufpreisanteilen des Geschäfts in die 
Kreditkomponente zwar nicht gegeben. Es 
ist allerdings zu befürchten, dass offene 
oder verdeckte Verflechtungen zwischen 
dem Verkäufer und dem Finanzierungs­
unternehmen zu einem solchen Missbrauch 
einladen könnten, insbesondere wenn es 
sich um die Bereitstellung von Krediten 
durch konzernverbundene Banken handelt. 

48. Schließlich sei darauf hingewiesen, dass 
die Erstreckung der Mehrwertsteuerpflicht 
auf den gesamten ausgewiesenen Kauf­
preis — ungeachtet der Indifferenz des 
Steuerrechts gegenüber den Wertungen an­
derer Rechtsgebiete 28 — Konkordanz mit 
dem verbraucherrechtlichen Trans­
parenzprinzip — Artikel 129a EG-Vertrag 
(nach Änderung jetzt Artikel 153 EG) — 
herstellt. Die Anwendung der Ver­
braucherkredit-Richtlinie 29 erscheint zwar 
ausgeschlossen 30, doch verstößt die von 
Primback Ldt praktizierte Geschäfts­

gestaltung zumindest gegen den Gedanken, 
dem Verbraucher die tatsächlichen Kosten 
eines Kredits offen zu legen 31. 

49. Entscheidend für die Besteuerungs­
grundlage ist daher beim Verkauf gegen 
zinslosen Kredit, ob dem Käufer im Kauf­
vertrag die tatsächlichen Kosten des Kredits 
offenbart werden, die der Verkäufer von 
der Besteuerungsgrundlage in Abzug brin­
gen will. 

50. Diese Betrachtung steht auch der hilfs­
weise vorgetragenen Argumentation von 
Primback Ltd entgegen, bei der Bereit­
stellung eines zinslosen Kredits handele es 
sich um einen Rabatt, der gemäß Artikel 11 
Abschnitt A Absatz 3 der Sechsten Richt­
linie in Abzug zu bringen sei. Auch insoweit 
bedürfte es einer subjektiven Einigung 
zwischen den Parteien des Kaufgeschäfts 
über eine nachträgliche Minderung des 
Preises oder der Kreditkosten, die vor­
liegend nicht ersichtlich ist. 

27 — Zitiert in Fußnote 7, Nr. 12. 
28 — Urteil vom 11. Juni 1998 in der Rechtssache C-283/95 

(Fischer, Slg. 1998, I-3369, Randnr. 21). 
29 — Richtlinie 87/102/EWG des Rates vom 22. Dezember 

1986 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit, 
ABl. 1987, L 42, S. 48, zuletzt geändert durch die Richt­
linie 98/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 1998, ABl. L 101, S. 17. 

30 — Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c der Verbraucherkredit-
Richtlinie schließt die Anwendung auf Kredite aus, die 
zins- oder gebührenfrei gewährt oder zur Verfügung ge­
stellt werden. 

31 — Siehe die Artikel 3 und 4 sowie den 8. Erwägungsgrund 
der Verbraucherkredit-Richtlinie. 
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VII — Ergebnis 

51. Ich schlage daher vor, die Vorlagefragen wie folgt zu beantworten: 

Wenn ein Einzelhändler zu einem einheitlichen Preis Waren und einen zinslosen 
Kredit zur Bezahlung dieses Preises anbietet — wobei der Kredit von einer an­
deren Person als dem Einzelhändler und ohne zusätzliche Kosten für den Kunden 
eingeräumt wird —, wenn also die wahren Kosten des Kredits nicht gesondert 
ausgewiesen werden, ist die Besteuerungsgrundlage für die Mehrwertsteuer der 
volle vom Kunden zu zahlende Betrag. 
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